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Die USA erleben eine Welle
von rassistischen Hassverbrechen
Der Gaza-Krieg führt zu einer Zunahme antisemitischer, aber auch antiarabischer und islamophober Vorfälle

DAVID SIGNER, CHICAGO

Am Samstag hat ein Mann im ameri-
kanischen Gliedstaat Vermont auf drei
junge Palästinenser geschossen; einer
von ihnen ist infolge der Verletzungen
von der Brust an abwärts gelähmt. Die
Männer waren zu Fuss in der Stadt Bur-
lington unterwegs, wo sie das Thanks-
giving-Fest bei der Grossmutter von
einem von ihnen feiern wollten. «Plötz-
lich stand ihnen einWeisser gegenüber,
der mit einer Pistole bewaffnet war»,
teilte die zuständige Polizei am Sonn-
tag mit. Ohne etwas zu sagen, habe
der Mann vier Mal auf die Studenten
geschossen; anschliessend floh er zu
Fuss. Zwei der drei Opfer hatten eine
Kufija, das traditionelle Palästinenser-
tuch, getragen.

Der 48-jährige Täter wurde inzwi-
schen gefasst. Er bekennt sich nicht
schuldig. Offenbar kannte er seine Op-
fer nicht persönlich, und nach bisherigen
Ermittlungen kommt nur ein antiarabi-
sches Hassverbrechen als Motiv infrage.
Die Tat ereignete sich vor seiner Woh-
nung, von wo aus er die Opfer vermut-
lich arabisch sprechen hörte.

«Ihr Muslime müsst sterben»

Der Onkel von einem der Opfer sagte
gegenüber den Medien, dass die drei in
Ramallah imWestjordanland zusammen
zur Schule gegangen seien. «Weil wir
dachten, dass es in den USA sicherer sei,
schickten wir meinen Neffen zum Stu-
dium nach Pennsylvania», sagte er. «Aber
nun bereuen wir die Entscheidung.»

Bereits am 14. Oktober hatte ein ähn-
liches Verbrechen für Schlagzeilen ge-
sorgt. An jenem Tag erstach ein 71-jäh-
riger Hausbesitzer in der Nähe von
Chicago mit den Worten «ihr Muslime
müsst sterben» den 6-jährigen Wadea
und verletzte dessen palästinensisch-
amerikanische Mutter schwer. Sie war
eineMieterin desTäters, der inzwischen
verhaftet und angeklagt wurde.

Seit dem Massaker der Hamas vom
7. Oktober mit mehr als 1200 Todes-
opfern und der anschliessenden israe-
lischen Militäraktion im Gazastrei-
fen mit laut dem palästinensischen Ge-
sundheitsministeriummindestens 14 800
Toten nehmen auch in den USA anti-
semitische und antiarabischeVorfälle zu.
Die amerikanische Organisation Anti-
Defamation League, die vor allem gegen

die Diffamierung von Juden eintritt,
dokumentierte zwischen dem 7. Okto-
ber und dem 7. November 832 Fälle von
antisemitischen Angriffen, Vandalismus
und Belästigung.

Das sind mehr als dreimal so viele
Fälle wie in der entsprechenden Vor-
jahresperiode. Die islamische Bürger-
rechtsorganisation Council on Ameri-
can-Islamic Relations verzeichnete pa-
rallel dazu einen sprunghaften Anstieg
von antiarabischen oder antiislamischen
Vorfällen.Zwischen dem 7. Oktober und
dem 4. November gingen 1283 Klagen
oder Hilferufe bei der Organisation ein,
das waren mehr als zweimal so viel wie
in der Vorjahresperiode. 15 Prozent der
Fälle betrafen eigentliche Verbrechen.
Die amerikanische Bundesregierung
leitete vor kurzem Untersuchungen in
sechs Universitäten wegen massiver
Klagen über antisemitische und antiisla-
mische Umtriebe ein. So fuhr beispiels-
weise am 3. November ein Mann in
einem SUV bei der Stanford University
offenbar absichtlich in einen arabischen
Studenten und beschimpfte ihn auf ras-
sistischeWeise.Das Opfer musste hospi-
talisiert werden.

Präsident Biden sagte kürzlich an
einer Pressekonferenz im Zusammen-
hang mit der Zunahme solcherVorfälle:
«Wir müssen den Antisemitismus ohne
Zweideutigkeit verurteilen.Ebenso klar
müssen wir jedoch auch die Islamopho-
bie anprangern.» Der FBI-Direktor
Christopher Wray meinte warnend, bei
der Bundespolizei befürchte man, dass
amerikanische Extremisten durch die
Geschehnisse im Nahen Osten dazu an-
gestachelt würden,Angriffe in den USA
auszuführen.

Das wäre an sich nichts Neues, da
kriegerische Auseinandersetzungen
mit Israel regelmässig mit einer Zu-
nahme von antisemitischen und, wenn
auch bisher in geringerem Masse, anti-
islamischen Vorfällen in den USA ein-
hergehen. Aber laut Brian Levin, eme-
ritiertem Professor an der California
State University und Gründer des Cen-
ter for the Study of Hate and Extre-
mism, ist der Dominoeffekt dieses Mal
besonders stark. Das hat seiner Ansicht
nach mit der Länge und der Intensität
des Gaza-Krieges zu tun, mit der Pola-
risierung der öffentlichen Meinung und

der Medienberichterstattung sowie der
Verbreitung von Desinformation und
Propaganda insbesondere in den sozia-
len Netzwerken.

Er stellt fest, dass die Anzahl der
antiislamischen Vorfälle vermutlich so
hoch sei wie nie in den letzten zehn Jah-
ren, auch wenn es schwierig sei, objek-
tive Statistiken zu erheben.Aber bei den
antisemitischen Vorkommnissen sei es
gut möglich, dass es sich um einen ame-
rikanischen Rekord handle.Und voraus-
sichtlich werde dieseWelle auch nicht so
bald wieder abebben.

Sippenhaftung für Juden

Was allerdings die Zahl antiislami-
scher Angriffe noch mehr hochschnel-
len lässt als Kriege rund um Israel, sind
islamistische Terroranschläge. Das war
besonders deutlich nach 9/11. Noch in
keinemMonat gab es so viele Hassver-
brechen gegen Muslime undAraber in
den USA wie nach dem 11. September
2001 – nämlich 330. Das waren 80-mal
so viel wie im Vormonat.

Die Intensität flachte zwar bald wie-
der ab, wobei vermutlich auch George
W. Bushs demonstrativer Besuch einer
Moschee in Washington deeskalierend
wirkte, erreichte jedoch nie mehr das
tiefe Niveau von vor 9/11. Die zweit-
grösste Häufung gab es im Dezember
2015, als der damalige Präsidentschafts-
kandidat Donald Trump einen totalen
Einreisestopp für Muslime forderte.

Die Logik sowohl hinter den antise-
mitischen wie den antiislamischen An-
griffen ist dieselbe: Man macht alle Ju-
den verantwortlich für das, was in Israel
geschieht, so wie man alleMuslime oder
alleAraber verantwortlich macht,wenn
irgendwo ein Islamist einen Anschlag
verübt. In der extremen Form dieser
Sippenhaftung werden alle Juden als
Besatzer oder Kolonialisten gebrand-
markt und alle Muslime als – poten-
zielle – Terroristen.

WeitverbreiteteVereinfachungen, die
den Konflikt im NahenOsten als Kampf
zwischen Gut und Böse darstellen, sei es
mit den Israeli oder sei es mit den Pa-
lästinensern als den Bösen, tragen nicht
zum Verständnis bei und erhöhen die
Gefahr, dass auch Juden undAraber im
Ausland dämonisiert werden.

Gedenkfeier für Wadea al-Fayoume – der Sechsjährige wurde Mitte Oktober in einem Vorort von Chicago erstochen, weil er
Palästinenser und Muslim war. JIM VONDRUSKA / REUTERS
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Die grosse Ernüchterung
Umweltverbände, Volksabstimmungen und Zweifel an der Wirtschaftlichkeit bremsen den Bau alpiner Solaranlagen aus

DAVID VONPLON

Die Solarprojekte auf der Alp da Schnaus
und der Alp da Rueun im Bündner Ober-
land sollten als Konzept dafür dienen,
wie Natur, Freizeitaktivitäten und Ener-
gieerzeugung verbunden werden können.
Eine Skipiste sollte mitten durch einen
der Solarparks führen, ebenso ein Weg
für Wanderer und Biker, alles freilich
mit ausreichendem Sicherheitsabstand
zu den Panels. Sogar als Weide hätte das
Land weiterhin genutzt werden können.
Marcus Beer, der Gemeindepräsident
von Ilanz, sprach von einer «einmaligen
Chance» und «langfristigen Erträgen»
für die Gemeinde.

Doch die Überzeugungsarbeit nützte
nichts. Über 60 Prozent der Stimmbevöl-
kerung von Ilanz und den umliegenden
zwölf Dörfern sprachen sich Ende No-
vember gegen die beiden Solarparks
aus, welche der Energieversorger Axpo
an den südlichen Bergflanken der Sur-
selva geplant hatte.

Goldgräberstimmung verflogen

«Wir können am Volksentscheid nicht
rütteln», sagt Beer nun. «Den Men-
schen hier ist eine intakte Landschaft
offenbar wichtiger als Strom aus erneu-
erbaren Energiequellen, die Energiesi-
cherheit und die Gemeindefinanzen.»
Die Enttäuschung ist ihm im Gespräch
anzumerken. Fast eine halbe Million
Franken hätten die beiden Anlagen je-
des Jahr in die Gemeindekasse gespült –
daneben wären auch Einmalvergütun-
gen im sechsstelligen Bereich angefal-
len. Doch daraus wird nun nichts.

Erst hatten einzelne Personen, die
Besitzer von Jagdhütten und einigen
Maiensässen gegen das Axpo-Projekt
polemisiert. Dann sprangen Pro Natura
und die Stiftung für Landschaftsschutz
auf. An die örtliche Bevölkerung wur-
den Flugblätter verteilt, auf denen So-
larpanels von den Bergspitzen bis ins Tal
reichen. Davor blickt grimmig ein Auer-
hahn in das überbaute Tal. «Nein zum
Solarwahn», lautet der Slogan, den Pro
Natura und die Stiftung für Landschafts-
schutz an alle Haushalte verschickten.
Er tat seine Wirkung.

Dass die örtliche Stimmbevölkerung
einem Solarprojekt den Stecker zieht, ist
kein Einzelfall. Auch in Disentis, Melch-
see-Frutt und Ovronnaz mussten Ener-
gieversorger ihre Pläne nach einem
Urnengang begraben. Immer mehr zeigt
sich: Der Solarexpress, den das Parla-
ment im Herbst letzten Jahres mit gross-
zügigen Subventionen und beschleunig-
ten Verfahren angestossen hat, kommt
nicht richtig in Fahrt. Längst ist die Gold-
gräberstimmung verflogen, welche die
Hauruckübung in Bundesbern in den
Bergtälern kurzzeitig ausgelöst hatte.

«Es ist inzwischen bei fast allen Pro-
jektbetreibern Ernüchterung einge-
kehrt», sagt Renato Tami. Der frühere
Elcom-Chef ist Vizepräsident der Inter-
essengemeinschaft Solalpin, die Strom-
versorger beim Bau von alpinen Solar-
parks berät. Bereits jetzt sei absehbar,
dass das im Gesetz verankerte Ziel nicht
erreicht würde. Zwei Terawattstunden
zusätzlichen Strom sollten die Freiflä-
chenanlagen in den Bergen liefern, mehr
als die Hälfte davon im Winter. Der Aus-
bau sollte dazu beitragen, die drohende
Stromlücke zu schliessen.

Doch obwohl auf dem Papier gegen
40 Anlagen in Planung sind, wurden bis-
her landesweit nicht mehr als ein Dut-
zend Baugesuche für alpine Photovol-
taik eingereicht. Das ist laut Tami viel zu
wenig – auch wenn in den nächsten Mo-
naten noch einige Baugesuche dazukom-
men. Er geht davon aus, dass ein ansehn-
licher Teil der derzeit bekannten Pro-
jekte am Ende nicht umgesetzt werden,
sei es, weil sie an der Urne scheitern, am
Widerstand der Umweltverbände oder
weil sie sich schlicht nicht rechnen.

Hinzu kommt der Zeitdruck. Bis spä-
testens Ende 2025 müssen die alpinen
Solaranlagen am Netz sein und mindes-
tens 10 Prozent der gesamthaft vorge-
sehenen Strommenge einspeisen. Nur
dann fliessen die Subventionen vom

Bund. «Wer es nicht schafft, in den
nächsten Monaten ein Baugesuch ein-
zureichen, dürfte kaum mehr rechtzei-
tig mit den Bauarbeiten fertig werden»,
meint Tami warnend. Einsprachen kön-
nen den Baustart verzögern – überdies
erschweren Lieferengpässe die Arbeit.
Derzeit sind gerade nicht genug grosse
Transformatoren verfügbar. In der Not
wollen einige Projektbetreiber nun klei-
nere Trafos beschaffen, die dann später
wieder ersetzt werden müssten. Tami
fordert deshalb, dass der Bund die Frist
für den Netzanschluss verlängert. Vie-
lerorts brauche man schlicht mehr Zeit,
um die Anlagen zu bauen.

Hohe Gestehungskosten

Auch zeigt sich immer deutlicher, dass
alpine Solaranlagen keineswegs Gold-
esel sind. Der Bündner Energieversorger
Repower zum Beispiel hatte anfänglich
gegen 40 Standorte für alpine Solarkraft-
werke geprüft. Davon übrig geblieben
sind bloss zwei. Eine Erklärung dafür lie-
ferte der Repower-Chef Roland Leuen-
berger unlängst in einem Gastbeitrag in
der «Südostschweiz». Die grösste Hürde
für die meisten Projekte seien nicht etwa
die Urnengänge oder die Umweltver-
bände, sondern die Wirtschaftlichkeit, er-
klärte der Strommanager. Trotz Subven-
tionen seien die Erstellung und der wirt-
schaftliche Betrieb dieser Anlagen auf
den hochalpinen Freiflächen schwierig.

Verschärft wird das Problem, weil
sich der Bund weniger freigiebig zeigt
als anfänglich angenommen. Im Solar-
express-Gesetz heisst es, dass der Bund
maximal 60 Prozent der Investitions-
kosten der Anlagen berappe. In der
Verordnung jedoch ist nur noch davon
die Rede, dass die «ungedeckten Kos-
ten» übernommen würden. «Bei dieser
Subventionsvorgabe kommt garantiert
keine Goldgräberstimmung auf», sagt
Tami. Er schätzt, dass die Gestehungs-
kosten des Stroms aus alpinen Solaran-
lagen in der Regel drei bis vier Mal hö-
her sind als bei Photovoltaikanlagen auf
einem Dach einer Industrieanlage.

Ernüchterung herrscht nicht zuletzt
auch beim Energieversorger Axpo. Er
hatte ursprünglich geplant, bis 2030 an
elf Standorten Bergflächen mit Solar-
modulen zu versehen – insgesamt sollte
damit Strom für etwa 180 000 Haushalte
erzeugt werden. Doch dass die ambitio-
nierten Pläne des Unternehmens reali-
siert werden können, scheint heute un-
wahrscheinlich. Die nach dem Volksent-
scheid in Ilanz verbleibenden Solarpro-
jekte liefern gemäss Vorgabe Strom für
gerade einmal 13 000 Haushalte.

Man bleibe weiterhin fest entschlos-
sen, die Solaroffensive voranzutreiben,
erklärt die Axpo ungeachtet der Rück-
schläge. Das Unternehmen verweist auf
die Projekte in Tujetsch und Disentis, die
von der lokalen Stimmbevölkerung an-
genommen wurden. Konzernspreche-
rin Jeanette Schranz verhehlt auf An-
frage jedoch nicht, dass der Bau von al-
pinen Solaranlagen das Unternehmen
vor grosse Herausforderungen stellt.
«Die technischen Anforderungen und
die Preise sind gestiegen.» Auch gebe
es Lieferschwierigkeiten und Material-
engpässe. Hinzu komme, dass sich die
Standorte der Projekte stark unterschei-
den würden – was unterschiedliche An-
sprüche an die Planung stelle.

Dass die anfängliche Euphorie vieler-
orts rasch in Frustration umschlug, hat
auch mit den Umweltverbänden zu tun.
Sie machen im Verbund mit grünen Poli-
tikern inzwischen an verschiedenen Fron-
ten gegen grosse Freiflächenanlagen mo-
bil. «Ihre Opposition ist allgegenwärtig –
und in vielen Fällen ist es schwierig, mit
ihnen eine Lösung zu finden», sagt Tami.

Die knappe Zeitvorgabe vereinfacht
es den Umweltverbänden, ein Power-
play aufzuziehen.Allein die Androhung,
ein Projekt mit Einsprachen zu verzö-
gern, genügt häufig, damit Energiever-
sorger oder Investoren von einem Vor-
haben absehen. Sie wissen: Fällt das Pro-
jekt wegen Zeitüberschreitung aus dem
Solarexpress, fliessen keine Subventio-
nen – und das können sich die wenigsten
Projektbetreiber leisten. Eine Vielzahl
von Projekten steht aus diesem Grund
auf der Kippe.

Zu schwaches Netz

Manche Energieversorger und Kantone
versuchen deshalb die Schutzorganisa-
tionen bereits frühzeitig in die Planung
einzubinden. Der Kanton Bern etwa be-
rief aus diesem Grund vorher runde Ti-
sche ein – zeichnete sich starker Wider-
stand ab, liess er die Projekte fallen.

Die Berner Regierung will damit ge-
mäss eigenen Aussagen die Fehler des
Kantons Wallis vermeiden: Dort wur-
den ohne Einbezug der Umweltver-
bände riesige Projekte aus dem Boden
gestampft. Die Quittung für diese Vor-
gehensweise erhielt der Kanton an der
Urne. Das kantonale Solargesetz, das
eine unbürokratische und rasche Bewil-
ligung der Anlagen vorsah, scheiterte
am Widerstand der Bevölkerung.

Das auf Konsens ausgerichtete Ber-
ner Vorgehen scheint sich zu bewähren:
Kantonsweit ist ein Dutzend alpine So-
laranlagen in Planung, einige haben zu-

mindest die demokratische Hürde über-
wunden. Allein die BKW, die sich beim
Ausbau lange zurückgehalten hatte, plant
sechs Projekte. Kommen die Anlagen in
den Regionen Grindelwald, Adelboden,
Meiringen und Saint-Imier zustande, lässt
das Unternehmen alle anderen Energie-
versorger bei der Produktion von alpinem
Sonnenstrom hinter sich. Noch haben al-
lerdings erst drei der sechs Projekte die
Zustimmung der Bevölkerung erhalten.

Die BKW weist derweil darauf hin,
dass das Hochspannungsnetz auf lange
Sicht zu schwach sein könnte, um die
neuen Strommengen aus den entlege-
nen Bergtälern abzuführen. «Wir wer-
den es nicht schaffen, das Hochspan-
nungsnetz vor 2030 auszubauen», sagt
Andreas Ebner, Leiter der Netzplanung
bei der BKW. Für die zwölf geplanten al-
pinen PV-Anlagen im Kanton Bern so-
wie für die normalen PV-Anlagen auf
den Dächern reichen die bestehenden
Kapazitäten gerade noch. Doch den
Strom von weiteren alpinen Solaranla-
gen oder auch anderen Kraftwerksty-
pen könnte man dann nicht mehr auf-
nehmen. «Es ist deshalb zwingend, dass
wir den Netzausbau bereits heute ange-
hen.» Laut Ebner dauert der Ausbau des
Hochspannungsnetzes mit den gegen-
wärtigen Verfahren acht bis zwölf Jahre
– Einsprachen nicht eingerechnet.

Andernorts ist die Netzsituation noch
prekärer. Im Wallis mussten die grossen
alpinen Solaranlagen nicht zuletzt des-
halb redimensioniert werden, weil die
Netzinfrastruktur zu schwach ist, um den
Strom abzuführen. So stellte die Netzbe-
treiberin Swissgrid klar, dass die grossen
Strommengen von den Bergen frühestens
nach dem Netzausbau im Jahr 2028 abge-
führt werden können. Ähnlich sieht die
Situation im Prättigau aus: In der Region
Davos - Klosters wurden mehrere Pro-
jektideen verworfen, weil nicht genügend
Netzkapazitäten vorhanden sind, um den
Strom zu transportieren.

Verfahren straffen

Die BKW macht sich deshalb dafür
stark, dass der Bundesrat so rasch wie
möglich einen Netzexpress nachlegt.
«Der Solarexpress schreibt vor, dass die
Behörden innerhalb von sechs Monaten
ein Projekt beurteilen müssen und die
Gerichte anschliessend ebenfalls innert
sechs Monaten über Einsprachen urtei-
len. Die gleichen Spielregeln müssen wir
auch fürs Netz einführen», fordert Ebner.

Bei Energieminister Albert Rösti
sind die Forderungen der Netzbetreiber
angekommen. Bis nächsten März will
er eine entsprechende Vorlage präsen-
tieren, welche beim Netz die Verfahren
straffen und die Einsprachemöglichkei-
ten einschränken soll. Bei künftigen Pro-
jekten könnte das für Entlastung sorgen.
Für die laufenden Projekte im Zuge des
Solarexpress kommen diese Massnah-
men aber meist zu spät.

Auf der Alp da Schnaus bei Ilanz sollten auf einer Fläche von 26 Fussballfeldern Solarpanels installiert werden. Doch die örtliche
Stimmbevölkerung sprach sich gegen das Projekt aus. VISUALISIERUNG PD
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